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Planänderungs- und -ergänzungsverfahren zur geplanten 

Elbvertiefung im Planfeststellungsverfahren zur 

Fahrrinnenanpassung von Unter- und Außenelbe für 14,5 m 

tiefgehende Containerschiffe 

hier: Kohärenzmaßnahme „Billwerder Insel“ und weitere 

Planergänzungen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

in dem eingangs bezeichneten Planergänzungs– und Planänderungsverfah-

ren zeigen wir Ihnen unter Bezugnahme auf die Ihnen bereits vorliegenden 

Vollmachten an, dass uns  

 

1. der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., vertreten 

durch den Vorsitzenden, Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin, sowie sei-

ne Landesverbände Hamburg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen. 

 

2. der Naturschutzbund Deutschland, vertreten durch den Präsidenten, 

Charitéstraße 3, 10117 Berlin, sowie seine Landesverbände Hamburg, 

Schleswig-Holstein und Niedersachsen, 

 

3. der WWF Deutschland, vertreten durch den Vorstand, Reinhardtstraße 

18, 10117 Berlin, 

 

mit der Einreichung dieser Stellungnahme beauftragt haben.  
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Namens und mit Vollmacht unserer Mandanten beantragen wir,  

 

 

die Planänderungs– und Ergänzungsanträge abzulehnen. 

 

 

 

Begründung: 

 

 

Die öffentlich ausgelegten bzw. unserer Mandantschaft zur Kenntnis gebrachten weiteren Unterla-

gen sind nicht geeignet, die vom Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 9. Februar 2017 

(im Folgenden nur noch: Urteil) festgestellten Rechtsfehler der Planfeststellung zu heilen. Demzu-

folge überwiegt das öffentliche Interesse an der Integrität des Netzes Natura 2000 gegenüber dem 

Interesse der Antragstellerinnen, die Vollziehbarkeit der von ihr begehrten Planung herbeizuführen.  

 

Im Einzelnen: 

 

I. Formeller Fehler wegen nötiger erneuter Beteiligung der EU-Kommission  

 

Soweit erkennbar, sollen die Planänderungsunterlagen der Europäischen Kommission nicht erneut 

zur Stellungnahme vorgelegt werden. Dies rügen unsere Mandanten als formell fehlerhaft und zu-

gleich als Verletzung ihres Beteiligungsrechts, weil sie in Fällen nötiger Beteiligung der Kommissi-

on einen Anspruch darauf haben, auch die Stellungnahme der Kommission zur Kenntnis zu nehmen 

und sich zu ihr zu äußern.  

 

Das BVerwG hat in Randnummer 462 seines Urteils darauf hingewiesen, dass eine erneute Ent-

scheidung über die Erforderlichkeit einer nochmaligen Beteiligung der Kommission getroffen wer-

den muss, wenn die auf Grundlage dieses Urteils erforderlichen Ergänzungen und Änderungen der 

Planungen durchgeführt werden.  

 

Dazu enthalten die ausgelegten Unterlagen allerdings keine nachvollziehbaren Ausführungen.  
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Nach Auffassung unserer Mandanten ist nach Maßgabe der Ausführungen in Randnummer 461 des 

Urteils sehr naheliegend, dass hier eine erneute Beteiligung erforderlich ist. Denn die Beteiligung 

der Kommission muss so erfolgen, dass diese die Ausgewogenheit zwischen den jeweiligen be-

troffenen ökologischen Werten und den vorgebrachten zwingenden Gründen prüfen und die Aus-

gleichsmaßnahmen beurteilen kann. Vergleicht man insoweit die der Kommission ursprünglich 

vorgelegten Unterlagen und die jetzt im Raum stehende aktualisierte Planung, wird schnell deutlich, 

dass es erhebliche Abweichungen gibt, die eine erneute Beteiligung erfordern.  

 

 

II. Fortbestehende Fehlerhaftigkeit der FFH-Verträglichkeitsprüfung  

 

Die Planergänzungsunterlage III.2 (Schierlings-Wasserfenchel: Auswirkungen durch vorhabenbe-

dingte Veränderung der Salinität) genügt den vom BVerwG geforderten Maßstäben nicht.  

 

In Hinblick auf Randnummer 246 des Urteils ist es Aufgabe des vorgelegten Gutachtens, der Frage 

nachzugehen, ob bei geringeren Oberwasserzuflüssen als 350 m³/s potenzielle und aktuelle Standor-

te des Schierlings-Wasserfenchel (SWF) auch im Abschnitt km 670 bis km 660 durch eine vorha-

benbedingte Salinitätssteigerung in einem unverträglichen Maß (gesetzt ist ein Grenzwert von 2 

PSU) betroffen werden können. 

 

Die Gutachter von IBL Umweltplanung GmbH kommen dabei zu dem Ergebnis, dass auch bei ei-

nem Oberwasserszenario von 180 m³/s bei keinem aktuellen und potenziellen Standort des SWF im 

Abschnitt Elbe-km 670 bis 660 Erhöhungen der maximalen Salzgehalte auf mehr als 2 PSU auftre-

ten. 

 

Wir wenden ein, dass dieses Ergebnis ausschließlich deshalb zustande kommt, weil im Gutachten 

III.2 von IBL Umweltplanung eine abweichende Methode zugrunde gelegt wurde, die nicht der 

gewählten Methodik analog zum Fachbeitrag (PEU II 5.1) entspricht. 
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In PEU II 5.1 sowie allen anderen vorherigen Gutachten zum SWF wurde eine 10 km Abschnitts-

bildung der Elbe vorgenommen und mit den ebenfalls für 10 km-Abschnitte der Elbe vorliegenden 

Prognosewerten des BAW-Gutachtens H 1a zur Auswirkungsprognose der vorhabenbedingten Er-

höhung der Salinität auf den SWF verschnitten. Für einen 10 km-Abschnitt der Elbe wurde in der 

Auswirkungsprognose jeweils eine einheitliche Aussage getroffen. Abweichend hiervon wird im 

neu vorliegenden Gutachten PEU III 5 erstmals ein punktscharfes GIS-Shape als Grundlage für die 

Auswirkungsprognose verwendet und innerhalb des 10 km-Abschnittes km 670 bis km 660 keine 

einheitliche Prognose getroffen, sondern z.B. zwischen Fahrrinnenbereich und Uferbereich diffe-

renziert. Das hiermit gewählte Vorgehen ist in jedem Fall weniger vorsorglich als die zuvor vorge-

nommene einheitliche Prognose für 10 km-Abschnitte. Die punktgenaue Betrachtung der Aussagen 

des GIS-Shapes ist schon allein deshalb zu kritisieren, weil es eine absolut punktscharfe Prognose-

genauigkeit über den Flussquerschnitt voraussetzt, die aber die Modelle nicht zu leisten in der Lage 

sind. Im Übrigen sind viele in der Realität auftretende Faktoren, wie z.B. die Durchmischung des 

Wasserkörpers durch passierende Schiffe, nicht berücksichtigt. Dies wiederum kann aber zu einer 

Durchmischung des Wasserkörpers und damit auch zu einer Erhöhung der Salinität in den uferna-

hen Bereichen führen. Das stets zuvor gewählte methodische Vorgehen einer Prognose für 10 km-

Abschnitte ungeachtet einer differenzierten Betrachtung über den Querschnitt lag daher eher auf der 

sicheren Seite als die jetzt gewählte Methodik.  

 

Zudem setzt die jetzt gewählte Methodik notwendig eine Aktualisierung auch der BAW-Prognostik 

voraus, die hier aber fehlt. Denn die Prognose der vorhabenbedingten Änderungen der Hydromor-

phologie ist inhaltlich untrennbar mit der habitatschutzrechtlichen Beurteilung nach der jetzt vorge-

legten Methodik verbunden. Insoweit mag dahinstehen, ob das BVerwG in seinem Urteil bezogen 

auf den insoweit nach seiner Auffassung maßgeblichen Beurteilungszeitpunkt der Ausgangsplan-

feststellung im Jahr 2012 die damalige Prognostik der BAW zutreffend als rechtlich nicht zu bean-

standen eingestuft hat. Denn in der schon zitierten Rechtsprechung des EuGH und des BVerwG ist 

geklärt, dass eine Verträglichkeitsprüfung dem aktuellsten Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis 

zum maßgeblichen Zeitpunkt der Zulassungsentscheidung entsprechen und diesen auch dokumen-

tieren muss. Ist demzufolge eine FFH-Verträglichkeitsprüfung als fehlerhaft beanstandet worden 

und muss heilend aktualisiert werden, umfasst dies notwendig auch eine Aktualisierung derjenigen 
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Teile der Verträglichkeitsbewertung, die fachlich untrennbar mit dem beanstandeten Teil verbunden 

sind. So hat es im Übrigen auch die Untersuchung zu den Kohärenzmaßnahmen in Niedersachsen 

getan, indem dort die aktuellsten Entwicklungen der dortigen Erhaltungszustände zugrunde gelegt 

worden sind. Insoweit sind unsere Mandanten über die Widersprüchlichkeit der Untersuchungsan-

sätze überrascht.  

 

Insoweit ist in der Sache auch nicht zu verkennen, dass sich seit der Methodenwahl der BAW im 

Jahr 2006 sowohl die Möglichkeiten einer modellgestützten Prognostik ganz maßgeblich verbessert 

als auch sich die tatsächlichen Zustände an der Elbe seit der Ausgangsmodellierung durch die BAW 

ganz erheblich verändert haben. Dazu hat die BAW schon vor der Einleitung des Planänderungsver-

fahrens mehrfach dokumentiert kundgetan, dass sie jedenfalls inzwischen in der Lage sei, in Model-

len mit beweglicher Sohle über mehrjährige Berechnungszeiträume ein 3-D-Modell zu berechnen, 

also die noch im Gerichtsverfahren geltend gemachten Bedenken gegen solche Modelle inzwischen 

Geschichte sind. Von daher sind unsere Mandanten erstaunt darüber, dass die Anforderungen des 

BVerwG insoweit nur partiell umgesetzt worden sind. So hat das BVerwG in Randnummer 457 im 

Kontext der als überholt bezeichneten Begründung zur Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ausdrück-

lich neue Unterlagen für den LRT 1130 und den SWF gefordert, die aber nun doch nicht durchgän-

gig erstellt und ausgelegt worden sind.  

 

Das gutachterliche Ergebnis, dass die 2 PSU-Grenze für den 10 km langen Abschnitt von Elbe-km 

670 bis 660 an keinem einzigen Standort überschritten würde (vgl. PEU III 2, Seite 10) ist schon 

allein deshalb nicht tragfähig, weil IBL Umweltplanung in PEU II 5.1. sogar bei einem Oberwasser-

Szenario von 350 m³/s für den Abschnitt km 660-670 einen Prognosewert von 2 PSU ermittelt hat 

(vgl. PEU II 5.1, Seite 18). Bei einem erheblich geringeren Oberwasseransatz von 180 m³/s ist folg-

lich schon der Logik folgend bei gleicher methodischer Grundlage eine Erhöhung der Salinitäten 

auf Werte über 2 PSU in diesem Abschnitt anzunehmen. 

 

Eine Vergleichbarkeit der Auswirkungsprognose auf den SWF der Ergebnisse der PEU II 5.1. mit 

einem Oberwasser von 350 m³/s und der PEU III 2 mit einem Oberwasser von 180 m³/s ist aufgrund 
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der abweichenden Methodik nicht gegeben. 

 

Das Gutachten der BAW zu Planänderung III – Teil 10 weist für den Planerischen Ist-Zustand 

(PIZ_02) bei einem Oberwasserzufluss von 180 m³/s für den Abschnitt zwischen km 670 und km 

660 bereits Salinitätswerte von ca. 1,8 bei km 660 bis 3 PSU bei km 670 auf (siehe Abb. 17, blaue 

Kurve). 

 

Quelle: BAW PÄ III – Teil 10, Seite 22 

 

Ausbaubedingt prognostiziert die BAW für den Abschnitt km 670 bis 660 eine Erhöhung um ca. 0,3 

bis 0,4 PSU (siehe Abb. 19, Kurve in rotbraun). 
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Quelle: BAW PÄ III – Teil 10, Seite 22 

 

Demzufolge sind ausbaubedingt im Abschnitt km 670 bis 660 Salinitäten von 2,1 bis 3,4 PSU prog-

nostiziert worden. In Folge des geplanten Elbausbaus erhöhen sich die Salzgehalte in diesem Ab-

schnitt somit über den für den SWF angesetzten Grenzwert von 2 PSU hinaus. In diesem Abschnitt 

befinden sich 6 aktuelle und 5 potentielle Standorte des SWF. Diese hätten bei der Eingriffsbilan-

zierung berücksichtigt werden müssen. Fehlerhaft ist dies nicht geschehen. 

 

Ferner treten innerhalb des Gutachtens Widersprüche auf. Während in der Beschreibung der ge-

wählten Methode das PSU-Cluster 1-2 PSU-Cluster als „vorsorglicher Grenzwert der PEU II 5.1 

(IBL Umweltplanung 2015)“ bezeichnet wird (s. PEU III 2, Seite 5), wird bei der Kommentierung 

des GIS-Shapes der BAW der gelb und ocker markierte Bereich des Clusters 1-2 PSU als Bereich 

bezeichnet, der nach den vorsorglichen Werten in PEU II 5.1 mit ≤ 2,0 PSU als unerheblich defi-

niert wird. 



 

- 8 -  

Darüber hinaus ist grundsätzlich zu hinterfragen, ob die Prognose der Salinitätserhöhung für den 

SWF aus einer Topographie aus dem Jahre 2006 (bzw. unter Berücksichtigung der bis zum Jahre 

2009 realisierten weiteren Vorhaben) und eines Spring-Nipp Zyklus aus dem Mai 2002 für eine 

Prognose im Rahmen der Planergänzung 2018 noch tragfähig ist. Daran haben unsere Mandanten 

auch aus den oben genannten rechtlichen sowie aus fachlichen Gründen ganz erhebliche Zweifel.  

Die Planergänzungsunterlage III.2 wird den besonderen Anforderungen an den Schutz dieser nach 

FFH-Richtlinie prioritären Pflanzenart auch weiterhin nicht vollständig gerecht, weil sie dem Ziel 

besonderer Vorsorglichkeit nicht genügt. 

 

 

III. Fehlerhafte Unterlagen zur Planung von Maßnahmen in der Billwerder Bucht 

 

Auch die vorgelegten Unterlagen zur neu geplanten Kohärenzsicherungsmaßnahme für den SWF in 

der Billwerder Buch genügen den rechtlichen Maßstäben nicht. Das betrifft schon die dazu vorge-

legte hydromorphologische Beurteilung der BAW (dazu 1.), aber auch davon losgelöst die Annah-

men zur Eignung der Maßnahme für den SWF (dazu 2.). Unabhängig davon genügt die Prüfung der 

Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens nicht den rechtlichen Anforderungen (dazu 3.)  

 

1. Fachbeitrag Hydrologie und Morphologie (Unterlage III.1.3)  

 

Der vorgelegte Fachbeitrag Hydrologie und Morphologie der BAW vom 12.02.2018 stellt 

einerseits eine wichtige Grundlage für die Bewertungen der Kohärenzeignung der Maßnah-

me und ihrer Umweltauswirkungen dar, genügt aber andererseits schon in seiner Struktur 

und Methodik deshalb nicht den rechtlichen Anforderungen, weil er den maßgeblichen Pro-

jektbegriff verkennt.  

 

Gegenstand der Untersuchung sind allein die Auswirkungen der geplanten Kohärenzmaß-

nahme (so ausdrücklich Seite 9 Abs. 1), fehlerhaft aber nicht die Auswirkungen des durch 

diese Maßnahme geänderten Gesamtvorhabens, dessen Teil die Kohärenzmaßnahme durch 

ihre Eigenschaft als notwendige Folgemaßnahme werden soll (vgl. dazu auch UVP-Bericht 
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S. viii). Würde es sich nicht um eine notwendige Folgemaßnahme i.S.d. § 75 Abs. 1 VwVfG 

handeln, wären die Antragsteller ja auch nicht die zuständigen Vorhabenträger. Und weil 

das so ist, hätte es nach Maßgabe der ja allen Beteiligten bekannten Rechtsprechung des 

BVerwG zu § 3 e UVPG a.F. einer Anpassung der Umweltauswirkungsprognosen des Ge-

samtvorhabens infolge der Änderungen geben müssen. Das verkennen sowohl der Fachbei-

trag der BAW als auch alle sich auf sie stützenden weiteren Untersuchungen, was hiermit in 

der Folge auch zentral für alle anderen Planänderungs- und -ergänzungsunterlagen als ein 

grundsätzlicher Mangel gerügt wird.  

 

Fehlerhaft wird daher als Ausgangszustand ein in Kapitel 2 nur knapp umrissener planeri-

scher Ist-Zustand eingestellt, der augenscheinlich aber die bereits als „gesetzt“ bewertete 

Ausgangsplanfeststellung umfasst. Damit verkennt die Untersuchung den rechtlich zutref-

fenden Bezugspunkt der Prognose von Umweltauswirkungen der geänderten Gesamtpla-

nung sowie die Tatsache, dass das Planänderungsverfahren ja die Rechtswidrigkeit des als 

gesetzt eingestuften Vorhabens erst beseitigen und einen rechtmäßigen Plan damit erstmals 

herbeiführen will.  

 

Dieser Fehler wirkt sich auch entscheidungserheblich aus, weil die jetzt gewählte Methodik 

und die in der Ausgangsplanfeststellung gewählte Methodik erkennbar nicht miteinander 

„kompatibel“ sind. Zudem setzt die Methodik der Ausgangsplanfeststellung auf eine Mo-

delltopografie des Jahres 2006 auf und legt die seinerzeit maßgeblichen Tideverhältnisse 

und Wasserstände zugrunde, während es in Kapitel 2 des Gutachtens einleitend heißt, man 

habe eine Topografie des Jahres 2010 gewählt. Insoweit ist die Methodenbeschreibung des 

Gutachtens nicht hinreichend nachvollziehbar, zumal auch die Berechnungsschritte zum 

dann im Kapitel 3.3 nur dargelegten Ergebnis nicht nachvollziehbar dargelegt werden. Es 

fehlen u.a. Angaben dazu, von welchen Tideverhältnissen und Wasserständen im „planeri-

schen Ist-Zustand“ ausgegangen wird. Es werden nur die ausbaubedingten Änderungen in 

Folge der Kohärenzsicherungsmaßnahme „Tideanschluss Billwerder Insel“ dargestellt. 

Auch die eher verunklarenden Ausführungen zur Beschreibung des „planerischen Ist-

Zustandes“ erläutern die Ausführungen im Kapitel 2 nicht näher, sondern widersprechen 
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diesen potenziell sogar. Schließlich wird nicht deutlich, weshalb die Gutachter keine aktuel-

lere Topografie als die des Jahres 2010 verwendet haben.  

 

Dies ist im hohen Maße relevant, weil sich seit den Modellierungen der Ausgangsplanfest-

stellung im Jahr 2005 die Verhältnisse – wie im Grundsatz ja unstrittig ist – maßgeblich ver-

ändert haben. So ist gerade im Bereich der Änderungsplanung der Tidehub nach dem 

Kenntnisstand unserer Mandanten ca. 22 cm größer als im Jahr 2006. Die in den „planeri-

schen Ist-Zustand“ eingestellten Wasserstände – woher auch immer sie genau stammen mö-

gen – sind mithin jedenfalls veraltet und falsch. Tatsächlich hätten die Untersuchungen von 

einem deutlich stärkeren Absinken des Tnw und einem höherem Thw ausgehen müssen.  

 

Dieser Fehler ist gerade für die Prognosen zur Lebensraumeignung für den SWF besonders 

relevant, da dieser nur in einem begrenzten Bereich der Tideamplitude vorkommt, mithin 

eine auf falschen Ausgangsprämissen basierende Prognose potenzieller Wachstumsflächen 

für den SWF hochgradig spekulativ erscheinen muss.  

 

In der Konsequenz hat der Fehler zur Folge, dass tatsächlich in derselben Zeit ein größeres 

Tidevolumen in den neuen Becken befüllt werden muss und es deshalb zu höheren Strö-

mungsgeschwindigkeiten kommen kann. Alle Berechnungen auf der Basis der „falschen 

Wasserstände“ sind damit hinfällig.  

 

Gleiches gilt für die Sedimentprognosen. Dazu kommen die Gutachter zu der Aussage, dass 

es kaum zu einer Sedimentation kommen wird. Geht man aber von höheren Strömungsge-

schwindigkeiten aus, kann sich dies auch anders darstellen. 

 

Schließlich ist wegen des Fehlers nicht hinreichend gewiss, ob der Anschluss der Becken 

ausreichend ist, um während einer Tidephase die Füllung der Wasserbecken zu gewährleis-

ten. 
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2. Fehlerhafte Bewertung der Eignung der Maßnahme für den SWF 

 

Die Bewertung der beantragten Maßnahme ist sowohl hinsichtlich ihrer vom Tidegeschehen 

der Elbe abgekoppelten Lage als auch in ihrer dortigen Ausgestaltung nicht plausibel.  

 

Das geplante Vorhaben liegt ca. 3 km hinter dem Sperrwerk Billwerde/Kaltehofe und wird 

lediglich durch eine schmale Unterführung unter der Autobahn an die Elbe angebunden. Die 

Maßnahme ist daher funktional im Vergleich zu direkt angebundenen Lebensräumen allen-

falls stark einschränkt geeignet und als sehr naturfern einzustufen. Sie unterscheidet sich 

fundamental von der vorherigen in Kreetsand, bei der wenigstens versucht wurde, tatsäch-

lich naturnahe Situationen nachzuempfinden. Es ist von der Konzeption nicht das,  was der 

Kommission vorgelegt wurde. Hier geht es offensichtlich nur und ausschließlich um die 

schnellstmögliche und einseitige Maximierung von geeigneter Wuchsfläche für den hier an-

zupflanzenden/auszusäenden SWF. 

 

Aber auch unabhängig davon bestehen massive Zweifel an der Ausgestaltung der konkreten 

Maßnahme.  

 

Die Antragsteller führen in der Planergänzungsunterlage 4 zur Kohärenzsicherungsbilanz 

(IBL 2018) in Tab. 4-1 auf S. 11 die Substratbedingungen auf. Mit Bezug auf den LBP 

(Planergänzungsunterlage 1.5 (BBL 2018)) wird die Bodenbeschaffenheit beschrieben als  

„Schlick (Schluff/Ton) oder sandig-schlickiges Material, das von der Tide natürlicherweise 

abgelagert wird, mehr oder weniger feste, tief- und flachgründige Schlick- und Treibselab-

lagerungen, keine sehr weichen Schlickablagerungen.“  

 

Diese Aussage bezieht sich auf die PEU III 1.5 (BBL 2018), in der auf Seite 48 die Boden-

beschaffenheit optimaler Standorte beschrieben wird (=Vegetationstragschicht). 

Der oben zitierten Ausführung wird hier jedoch die Fußnote 13 beigefügt, in der angenom-

men wird: 
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„Es kann davon ausgegangen werden, dass Schlick nicht zwingend nötig ist, da Schlick- und 

Treibselablagerungen Zeiger für geeignete Strömungsverhältnisse sind, bei denen 

Diasporen des SWF anlanden und geschützt zur Keimung gelangen können“. 

 

Diese Aussage steht im Widerspruch zu den im bisherigen Planungsverlauf getätigten Aus-

sagen: 

 

In Planungsunterlage 5.1 (Planergänzungsunterlage II 2015, IBL) ist das Substrat natürli-

cher/naturnaher Standorte gekennzeichnet als:  

 

„Ideales Substrat ist tief- bis flachgründiger, fester Schlick oder mit Sand durchmischter 

Schlick…“ (S. 26, Kap. 4.3.1). 

 

In der Planungsunterlage 11c (2010) wird der Standort natürlicher/naturnaher Standorte wie 

folgt charakterisiert:  

 

„Ideales Substrat ist tief- bis flachgründiger, fester Schlick oder mit Sand durchmischter 

Schlick…“ (S. 19, Kap. 3.2) (Planänderungsunterlage; Ergänzungsstudie zur FFH-

Verträglichkeitsprüfung (Kohärenzsicherungsmaßnahmen), Planänderungsunterlage III Teil 

11c, IBL 2010). 

 

Die Beurteilung der Kriterien „Zustand der Population“, „Habitatqualität“ und „Beeinträch-

tigungen“ erfolgt anhand des aktualisierten FFH-Bewertungsschemas für Oenanthe conioi-

des (Hrsg. Bundesamt für Naturschutz (BfN) und Bund-Länder-Arbeitskreis (BLAK), FFH-

Monitoring und Berichtspflicht: Bewertungsschemata für die Bewertung des Erhaltungsgra-

des von Arten und Lebensraumtypen als Grundlage für ein bundesweites FFH-Monitoring, 

Teil I: Arten nach Anhang II und IV der FFH-Richtlinie, Stand Oktober 2017). 

 

In der Bewertungstabelle zur Ermittlung des Erhaltungszustandes vom Schierlings-

Wasserfenchel wird als optimales Bodensubstrat (Standortbedingung Wertstufe „A“ 
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Schlick/Ton angegeben, für die Wertstufe „B“ schlickiger Sand/überschlickter Sand. Die 

Wertstufe „C“ wird mit Sand/Schüttsteinen angegeben. Die Bewertung der Schierlings-

Wasserfenchelstandorte erfolgt im laufenden FFH Monitoring der Länder nach diesem 

Schema. 

 

Der in Fußnote 13 (PEU 1.5, LBP, S. 48) vorgenommene Versuch einer Aufweichung der 

Standortbedingungen hinsichtlich der Boden-/Substratbeschaffenheit ist nicht nur in sich un-

logisch, sondern steht im Widerspruch zu allgemein anerkannten Grundsätzen in der Beur-

teilung der Habitatqualität des Schierling-Wasserfenchels. 

 

Tatsächlich ist die in der Kohärenzsicherungsbilanz vorgenommene Darstellung unzutref-

fend, denn die geplanten Wuchsorte werden an flachen Böschungsneigungen diverser Inseln 

angelegt, die alle aus Bauschutt aufgebaut werden, der 50 cm hoch mit Sand überschüttet 

wird. In der technischen Ausführungsplanung WKC (2018) (PEU III 1.2 Erläuterungsbe-

richt: Technische Planung) wird der Querschnitt in Abb. 3.4 auf Seite 19 ausführlich darge-

legt. Verwendung für die Umgestaltungen in den Becken D + C finden Ton/Klein als unters-

te Kernschicht der Inseln, darauf eine Lage Ziegelaufbruch mit Betonresten, dessen Lücken 

mit Sand verfüllt werden und nach oben abschließend eine 50 cm hohe Sandschicht aus an-

geliefertem, gereinigtem Sand. 

 

Damit werden Standortbedingungen geschaffen, die nach oben dargelegten FFH Bewer-

tungsmetodik der Wertstufe „C“ entsprechen. 

 

Dieser Punkt widerspricht der von IBL auf S. 11 (PEU III 4) getroffenen Behauptung, das 

„die Planung den aktuellen Stand des Wissens besonders … im Blick-2 habe.   

 

Dementsprechend fehlerhaft ist die Kohärenzsicherungsbilanz (siehe dazu gesondert auch 

noch 3.).  
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In der Ermittlung der potenziellen Wuchsflächen stelle die Antragstellerinnen nebensächli-

che Ausführungen zu ihrer fachlichen Planungskompetenz dar, denn sie übersehen, dass in 

der Ermittlung (PEU III 4: S. 16) lediglich die Kriterien Hangneigung/Höhenlage und Be-

gleitvegetation/Konkurrenz vorkommen.  

 

OBST (2017) (Planergänzungsunterlagen III: Grundlage für die Planung der Wuchsbereiche 

des SWF im Maßnahmengebiet) geht auf die Wuchsbereiche des Schierlings-

Wasserfenchels ein. Auf den zwei Seiten Text wird das Substrat jedoch nicht erwähnt. Le-

diglich die Höhenlage/Böschungsneigung in Abhängigkeit von Tidewasserständen, unter 

denen der SWF optimal wachsen kann, wird dargelegt. Weiterhin beschäftigt sich der Be-

richt mit dem Aufwuchsschlüssel und stellt eine Übertragbarkeit der schon vorher dargeleg-

ten Ausarbeitung von Seiten der Antragsteller fest (0,01 Ind./m²). 

 

Die Charakterisierung von natürlichen Standorten des SWF lassen sich aber nur mit (mind.) 

drei Kriterien darstellen: 

 

- Höhenlage, Böschungsneigung 

- Konkurrenz zu weiterer Vegetation/Beschattung 

- Bodensubstrat 

 

Auf der Billwerder Insel werden in den zwei Becken C + D Bodenverhältnisse mit Sand, 

Kies und Bauschuttprägung eingebaut. Die Bodenverhältnisse entsprechen nicht den natürli-

chen Standortbedingungen des SWF. 

 

Unabhängig von der sachgerechten Planung hinsichtlich der Neigungswinkel und unabhän-

gig von den sachlich zutreffenden Ausführungen zu langfristig stabilen Vorkommen des 

Schierlings-Wasserfenchels in von Prielen durchzogenen, lichten Tide-Weidenauwäldern 

sind die geplanten Standortbedingungen ungeeignet, sie entsprechen der Wertstufe „C“ in 

der FFH Bewertung. 

 



 

- 15 -  

Auf der Basis der von BAW prognostizierten Sedimentationsrate von 1 cm in 2 Jahren (sie-

he u.a. PEU 1.3 Fachbeitrag Hydrologie und Morphologie und Kritik daran oben) ist davon 

auszugehen, dass allenfalls langfristig etwas naturnähere Substratbedingungen an den ge-

planten Wuchsorten entstehen könnten.  

 

3. Fehler in der Kohärenzbilanzierung (Planergänzungsunterlage III:4)  

 

Die Ausführungen im Kapitel 6.2 zum anrechenbaren Maßnahmenumfang auf Seite 20 des 

Beitrages halten kritischer Überprüfung nicht stand.  

 

Die Bilanzierung blendet zunächst das aus Sicht unserer Mandanten noch immer ungelöst 

im Raum stehende rechtliche Problem aus, dass auch mit einer hier nur unterstellt funktio-

nierenden Maßnahme in der Billwerder Bucht das natürliche Verbreitungsgebiet des SWF 

weiter abnehmen würde. Dies spricht aus Sicht unserer Mandanten klar gegen eine positive 

Abweichungsentscheidung, weil sich über die Pflicht zur Durchführung von Kohärenzsiche-

rungsmaßnahmen die Ziele der Richtlinie zwar auf eine andere als die ursprünglich bei den 

Gebietsmeldungen vorgesehene Art und Weise realisieren sollen, sie sich im Ergebnis aber 

eben doch noch realisieren lassen müssen.  

 

Insoweit kann nicht aus der Prüfung ausgeklammert werden, dass die aufgrund der Habi-

tatrichtlinie getroffenen Maßnahmen ausweislich Art. 2 Abs. 2 darauf abzielen, einen güns-

tigen Erhaltungszustand der natürlichen Lebensräume und wildlebenden Tier- und Pflanzen-

arten von gemeinschaftlichem Interesse zu bewahren oder wiederherzustellen. Zugleich de-

finiert Art. 1 lit i) der Richtlinie einen günstigen Erhaltungszustand der Arten u.a. dahinge-

hend, dass das natürliche Verbreitungsgebiet der Art weder abnimmt noch in absehbarer 

Zeit vermutlich abnehmen wird. Daraus folgt, dass eine im Vergleich zum Ist-Zustand un-

terstellt partiell höhere Dichte an Exemplaren des SWF auf kleiner Teilfläche in der Defini-

tion der Richtlinie trotzdem als schlechterer Erhaltungszustand gewertet wird, demzufolge 

eine solche Entwicklung der nötigen Wiederherstellung günstiger Erhaltungszustände ent-

gegensteht.  
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In einer solchen Situation hätte es bei der endemischen und prioritären Art nach der Rechts-

auffassung unserer Mandanten zwingend solcher Maßnahmen bedurft, die eine Abnahme 

des natürlichen Verbreitungsgebiets verhindern. Das leistet die jetzt geplante Maßnahme er-

sichtlich und losgelöst von allen weiteren Zweifeln nicht.  

 

Insoweit rügen unsere Mandanten, dass die Planunterlagen keine Alternativenprüfung ent-

hält, die auch die Frage in den Blick nimmt, ob es eine Maßnahme gibt, die das Problem der 

Verkleinerung des natürlichen Verbreitungsgebiets des SWF vermieden oder verringert hät-

te. Rechtsfehlerhaft beschränken sich sämtliche hier vorgelegten Unterlagen auf Gestal-

tungsvarianten in den Becken der Billwerder Bucht (vgl. Erläuterungsbericht 4.2).  

 

Unabhängig davon ist anzumerken: 

 

Der anrechenbare Aufwertungsfaktor wird hier mit 0,7 angesetzt. Zur Begründung führen 

die Gutachter aus:  

 

„Es werden in hohem Maße naturnahe und störungsfreie neue Habitate mit typischen Eigen-

schaften, Strukturen und Funktionen des Ästuars und spezifisch des LRT 1130 entwickelt 

und dauerhaft gesichert.“ (S. 20/21) 

 

Anschließend werden die Wirkungen der Maßnahme (Tideanschluss Billwerder Insel) im 

Einzelnen als Begründung für die Anrechenbarkeit als Kohärenzmaßnahme aufgeführt. Die 

Gutachter beziehen sich dabei auf die PÄU III Teil 11c Tab. 4-1, S. 32f. 

 

Die aufgelisteten Argumente treffen für die Maßnahme Billwerder Insel nur zu einem klei-

nen Teil zu. Weitgehend wird mit der Begründung die eigentliche Maßnahme weit überzo-

gen und irreführend dargestellt.  
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Zu den aufgelisteten Argumenten im Einzelnen in der Reihenfolge der Spiegelstriche (S. 

21): 

 

- Durch die Maßnahmengestaltung entstehen keine Flachwasserbereiche. Flachwasser ist 

definiert als diejenigen Wasserbereiche im Sublitoral unter MTnw (-2,0  m NHN). Diese 

Tiefenverhältnisse werden im Maßnahmengebiet nicht erreicht (Sohltiefe Priel: +0,8 m 

NHN). 

- Es werden keine Watt und Flachwasserbereiche in enger räumlicher Verzahnung ge-

schaffen. 

- Es werden keine naturnahen hydrologischen Bedingungen im Maßnahmengebiet zuge-

lassen, da das Sperrwerk Tiden ab 3,5 m NHN ausschließt. Erosion und Sedimentation 

i.S. von Umlagerungen finden aufgrund der sehr geringen Strömung auch bei Hochwas-

ser nur in begrenztem Umfang statt. Das Maßnahmendesign ist auf konstante, unverän-

derliche Verhältnisse ausgerichtet. Die Tide schwingt durch den zuführenden Entlee-

rungsgraben in die Becken D + C. Diese zuführenden „Priele“ werden gegen Erosion 

durch ein Natursteindeckwerk bis in + 2,5 m NHN gesichert (PEU III 1.2 Erläuterungs-

bericht: Technische Planung: Kap. 3.1.6 S. 21).  

- Der Tideeinfluss wird durch das Sperrwerk ab +3,5 m NHN begrenzt. Weiterhin sind die 

Becken D + C durch 5 m hohe gemauerte Wände künstlich abgegrenzt. Die Maßnahmen 

haben keinen Kontakt zu angrenzenden Landbiotopen. Eine biozönotische Verbindung 

kann nicht entstehen, da das MThw (+2,22 m NHN) sehr weit unter den gemauerten Be-

ckenkanten ansteht. Die künstlichen Verhältnisse erlauben keine naturnahe Entwicklung 

durch fehlende Durchströmung. In den Becken kommt es vielmehr zu einem vertikalen 

Wasseranstieg und vertikalem Wasserabsunk innerhalb der ummauerten Wände, bei 

Hochwasser werden bildlich gesehen Treibsel, Detritus, Laub etc. hochgehoben und ab-

gesenkt. 

- Im Maßnahmengebiet entstehen keine Tauchblattzonen. Es werden keine strömungsbe-

ruhigten Flachwasserbereiche hergestellt. 

 



 

- 18 -  

Unter Punkt 2 wird u.a. ausgeführt, dass Pflegemaßnahmen weiterhin erfolgen könnten, um 

die Zielsetzung der Maßnahme (Vorkommen vom Schierlings-Wasserfenchel) zu lenken 

und zu beeinflussen. Damit widerspricht dieser Punkt der Darstellung einer weitgehend un-

gestörten, naturnahen Lebensraumentwicklung. Die Gutachter stellten unter Punkt 2 fest, 

dass in nicht näher ausgeführten Intervallen pflegende Eingriffe zur Förderung bzw. zur 

Stabilisierung möglicher Vorkommen des Schierling-Wasserfenchels stattfinden sollen.  

 

4. Fehler im Fachbeitrag Fauna und Flora, LEGUAN 2018 als Grundlage des UVP-

Berichts, des Artenschutzfachbeitrages und der FFH-VP 

 

Unsere Mandanten rügen neben dem Fehlen einer den rechtlichen Vorgaben entsprechenden 

Dokumentation der Kartiermethodik in der Sache insbesondere das Fehlen einer Libellen-

kartierung.  

 

Alle Libellen sind geschützte Arten, und als besonders geschützte Arten werden im arten-

schutzrechtlichen Fachbeitrag diskutiert: Große Moosjungfer (nicht relevant im Gebiet), 

Grüne Mosaikjungfer (nicht relevant im Gebiet) und Asiatische Keiljungfer (Larvennach-

weis). 

Der Nachweis einer Larve der geschützten Libellenart Asiatische Keiljungfer Stylurus fla-

vipes ist ungewöhnlich, da der zuführende Entleerungsgraben nicht den bisher bekannten 

Habitatansprüchen der Art entspricht (Fachbeitrag Fauna und Flora S. 30). Der Entleerungs-

graben läuft nach Darstellung der Gutachter „fast“ vollständig leer, so dass eine Larvalent-

wicklung ausgeschlossen werde. Das Vorkommen wird daher als „Verdriftung“ beurteilt.  

 

Diese gutachterliche Annahme ist nicht zweifelsfrei nachvollziehbar. Es ist aus folgenden 

Gründen genauso gut möglich, dass der Entleerungsgraben ein Larvenhabi-

tat/Entwicklungshabitat der Asiatischen Keiljungfer darstellen könnte: 

 

- Eine Larvenverdriftung könnte nur aus dem Holzhafen erfolgt sein. Dort sind aber keine 

Vorkommen bekannt. Aus der Tideelbe in Hamburg werden von den Gutachtern die 
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vereinzelten Nachweise nach 2006 aufgezählt. Nach diesem Kenntnisstand ist die Art in 

der Tideelbe sehr selten, aber an verschiedenen Orten in verschiedenen Jahren aufgetre-

ten. Kenntnisse über kontinuierlich besiedelte Habitate liegen bisher nicht vor. Dennoch 

ist auch im Tidebereich eine erfolgreiche Larvalentwicklung durch Exuvienfunde zwei-

felsfrei belegt (S. 29). Die Gutachter stellen die Tideverhältnisse als nicht optimale Ha-

bitatausprägung dar. Das ist aber nicht gleichbedeutend damit, dass gar keine Entwick-

lung stattfinden kann oder tidebeeinflusste Gewässer keinen Lebensraum der Asiati-

schen Keiljungfer darstellen. Nicht auszuschließen ist das Anpassungsvermögen der in 

der Paläarktis sehr weit verbreiteten Art auch an Tideeinflüsse, wenngleich die Bedin-

gungen nicht den optimalen entsprechen mögen.  

 

- Der Entleerungsgraben läuft nach Darstellung der Gutachter „fast“ vollständig leer. Mit-

hin bleibt also in jeder Ebbephase immer ein Restwasserbestand. Ebenso ist nicht auszu-

schließen, dass Restwasserbereiche auf der gesamten Länge des Grabens verteilt mehr 

oder weniger kleinräumig vorkommen. Da die Restwasserbereiche keinen Stillwas-

sercharakter haben, sondern bei Ebbe permanent durch nachströmendes Oberflächen- 

und Grundwasser einen steten Wasserstrom aufweisen, kann nicht ausgeschlossen wer-

den, dass die rheophilen, bodenbewohnenden Larven von Stylurus flavipes Ebbephasen 

überleben. 

 

- Anhand der Größe der nachgewiesenen Larve lässt sich das Alter bestimmen. Die Asia-

tische Keiljungfer weist eine zwei- bis vierjährige Larvalentwicklungszeit auf (vgl. Wil-

dermuth, H. & A. Martens (2014): Taschenlexikon der Libellen Europas, Quelle & 

Meyer, S. 392). Anhand der Größe ließe sich feststellen, ob die Larve einjährig (< 1 

Jahr) oder schon mehrjährig war. Bei einer mehrjährigen Larve ist davon auszugehen, 

dass sie auch ihre Larvalentwicklung erfolgreich beenden kann (d.h. eine erfolgreiche 

Überwinterung kann als Indiz für eine erfolgreiche Larvalentwicklung angenommen 

werden). Nach Angaben der Gutachter fanden Makrozoobenthosuntersuchungen sowohl 

im Mai als auch im September statt. Larvennachweise im Mai zählen zweifelsohne zu 

den mehrjährigen bzw. überwinternden Larven und müssten vorsorglich als wahrschein-
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lich erfolgreiche Entwicklung gewertet werden, während ein Larvenfund im September 

(< 1cm) auf eine Eiablage im Sommer 2017 zurückzuführen sein könnte und kein Indiz 

für eine Larvalentwicklung wäre. 

 

Die Gutachter machen keine Angaben zur Größe der Larve  bzw. zum konkreten Nachweis 

(z.B. Datum). 

 

Die Entwicklungszeit der Eier (Reifung der Eier bis Schlupf der Larve) und die Larvenent-

wicklung sind temperaturabhängig. Die Larven sind zudem taktile Bodenjäger und nicht op-

tisch orientiert. Sie graben sich bis zu 15 mm in das Sediment ein (vgl. WILDERMUTH, H. & 

A. MARTENS (2014): Taschenlexikon der Libellen Europas, Quelle & Meyer, S. 392). Die 

Begleitfauna von S. flavipes Larvengewässern wird mit schlickliebenden Mollusken, Tubi-

fexen und Zuckmücken der Gattungsgruppen plumosus, thummi (=riparius)  und reductus 

angegeben (vgl. STERNBERG, K. et al (2000): Gomphus flavipes. In: Die Libellen Baden-

Württembergs, Band 2, Ulmer-Verlag; S. 287). Sie entspricht damit weitgehend der im Ent-

leerungsgraben festgestellten Begleitfauna aus der Untersuchung des Makrozoobenthos. 

Auch widersprechen die Gewässergrundbeschreibungen bekannter Vorkommen (ebenda, S. 

288) durchaus nicht schlammigen Substraten in Tidegewässern.  

 

Diese biologische Charakteristik von Stylurus flavipes spricht nicht gegen eine Habitateig-

nung des Leerungsgrabens. Sowohl das trübe Wasser als auch die Ebbe könnten von Larven 

toleriert werden. Möglicherweise bedingt die Temperaturerhöhung im Sediment und im fla-

chen Wasser durch eine günstige Insolation bei Sonne eine schnellere Entwicklungszeit und 

damit einen Konkurrenzvorteil. 

Aufgrund der fehlenden Angaben zu den oben aufgezählten Punkten hätten die Gutachter 

vorsorglich davon ausgehen müssen, dass der Entleerungsgraben zu mindestens zeitwiese 

ein Entwicklungshabitat der Asiatischen Keiljungfer darstellt. 

 

Die Asiatische Keiljungfer muss von daher einer artenschutzrechtlichen Konfliktanalyse un-

terzogen werden. Das ist nicht erfolgt und stellt einen Mangel dar. 
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IV. Kohärenzmaßnahmen Niedersachsen  

 

Die Planergänzungsunterlage III.3 zur Abgrenzung von Standard- und Kohärenzsicherungsmaß-

nahmen verfehlt die bindenden Vorgaben des Urteils, weil sie nicht die in der Ausgangsplanfeststel-

lung zugrunde gelegten Erhaltungszustände der Flächen zugrunde legt und die auf ihr basierende 

Abgrenzung zwischen „sowieso“ erforderlichen Wiederherstellungsmaßnahmen und anerkennungs-

fähigen Kohärenzmaßnahmen nachträglich vornimmt. Stattdessen geht der Beitrag einen von den 

Vorgaben des BVerwG abweichenden Weg und versucht darzulegen, dass sich die Abgrenzungs-

frage nicht mehr stelle, weil sich die betroffenen Teilflächen inzwischen durch zwischenzeitliche 

Erfolge von Maßnahmen des Naturschutzes sämtlich schon derzeit in einem günstigen Erhaltungs-

zustand befinden.  

 

Vor dem Hintergrund dieser klaren Missachtung des Urteils möchten wir hier nur höchst vorsorg-

lich und ergänzend darauf hinweisen, dass die jetzt behaupteten Erhaltungszustände nicht plausibel 

und nachvollziehbar dargestellt sind. Dazu hätte indes Anlass bestanden, weil die Behauptungen der 

Planänderungsunterlagen von allen derzeit öffentlich verfügbaren Angaben zu den Erhaltungszu-

ständen, wie sie sich etwa in den im Jahr 2017 aktualisierten Standard-Datenbögen und in Monito-

ring-Daten des FFH-Monitorings nachlesen lassen, abweichen. Die dazu angeführten, überwiegend 

nicht belegten Hinweise auf Gebietsbeschreibungen in Landschaftsrahmenplänen, mündlich mitge-

teilte und nicht konkret dokumentierte Einschätzungen Dritter und ähnliches können die behaupte-

ten Verbesserungen und erst recht die aus ihnen vorgenommenen Neubewertungen der Zustands-

klassen der Teilflächen nicht ansatzweise belegen. Eine Abweichungsentscheidung scheidet daher 

auf Grundlage der dazu bislang nur vorgelegten Dokumente und Behauptungen aus.  

 

Wir beantragen insoweit allerdings höchst vorsorglich und in Kenntnis der Auslegung des Planer-

haltungsgrundsatzes durch das BVerwG,  

 

die bislang nicht dokumentierten oder sonst fachlich untersetzten Behauptungen zu  

Sichtweisen des NLWKN oder der unteren Naturschutzbehörden sowie zu den konkreten 
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tatsächlichen Behauptungen betreffend die Erfolge von Maßnahmen des Vertragsnaturschut-

zes o.ä. in dem Kapitel 4.3.2 der Planergänzungsunterlage III.3 noch in einem Ergänzungs-

verfahren zum Planänderungsverfahren beizubringen und unserer Mandantschaft dazu Gele-

genheit zu erneuter Stellungnahme zu geben.  

 

 

V. Vorbehaltsentscheidung Schiffsgeschwindigkeiten  

 

Die Planergänzungsverfahren Lage III.5 zur Umsetzung der Höchstgeschwindigkeitsregelung ge-

mäß Anordnung A.II.5.3, ergänzt durch die zweiten Plan Ergänzungsbeschlüsse vom 24. dritten 

2016, überzeugt nicht und hält insbesondere den habitatschutzrechtlichen Anforderungen an die 

Sicherheit des Funktionierens einer Schadensbegrenzungsmaßnahme nicht stand. Im Einzelnen: 

 

1. Die Verbände halten in Kenntnis der Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsgerichts zu-

nächst an ihrer Rechtsauffassung fest, dass die Vorbehaltsregelung der ergänzten Nebenbe-

stimmung rechtswidrig ist und die strengen Maßstäbe der Rechtsprechung des EuGH an die 

Anerkennungsfähigkeit einer Schadensbegrenzungsmaßnahme nicht einhält. 

2. Unabhängig hiervon ist die im Planergänzungsverfahren vorgestellte Methode zur Sicherung 

der Einhaltung der Höchstgeschwindigkeitenregelung nicht geeignet, eine effektive Kontrol-

le der Einhaltung sicherzustellen. 

 

a. Noch zutreffend weist die Planergänzungsunterlage darauf hin, dass entscheidend für die 

hier im Fokus stehenden Umweltauswirkungen der Schiffsverkehre die Geschwindigkeiten 

der Schiffe bei der Fahrt durchs Wasser sind. Ebenfalls noch zutreffend verweist die Planer-

gänzungsunterlage auf die Schwierigkeiten, diese Geschwindigkeit vorzeitig sicher festzu-

stellen. 

 

b. Soweit die Planergänzung Unterlage als vermeintliches Instrument einer Absicherung der 

Einhaltung der im Planverstellungsbeschlusses vorgeschriebenen Höchstgeschwindigkeiten 
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darauf verweist, diese werde in § 23 Abs. 1 der Hafenverkehrsordnung im Bereich der 

Hamburger Delegationsstrecke verbindlich vorgeschrieben, ist dies rechtlich ebenso ohne 

Belang, wie der Hinweis auf die entsprechenden Schulungen von Lotsen. Denn die Verbind-

lichkeit jener Regelungen geht über diejenige der streitgegenständlichen Planfeststellung 

nicht hinaus. Zudem können die Regelungen nichts daran ändern, dass die schon in der Ne-

benbestimmung in Ziffer 5.3.2 erwähnten nautischen Erfordernisse und die darauf bezogene 

Verantwortung der Schiffsführer in Kollisionslage zu den festgesetzten Geschwindigkeiten 

geraten können. 

 

c. Ebenfalls im Ergebnis unzureichend ist der Hinweis darauf, dass bei Überschreitung der 

festgesetzten Höchstgeschwindigkeiten eine Ermächtigungsgrundlage für den Erlass von 

Bußgeldern bestehe. Derartige Ermächtigungsgrundlagen gibt es etwa auch im Straßenver-

kehrsrecht, ohne dass diese für sich genommen ein Garant für die durchgängige Einhaltung 

der dort festgesetzten Höchstgeschwindigkeiten wäre. 

 

d. Demzufolge kommt es entscheidend darauf an, ob die in Ziffer drei der Planergänzungs-

unterlage beschriebene Vorgehensweise zur Bestimmung der Geschwindigkeiten durchs 

Wasser und Überwachung der Einhaltung die hinreichende Gewissheit gewährleisten kön-

nen. Das jedoch ist erkennbar nicht der Fall, weil die für bestimmte Fahrwasserabschnitte 

und für definierte Zeiträume vorgesehene Festsetzung von verbindlichen Strömungswerten 

erkennbar die wirklichen Strömungsgeschwindigkeiten allenfalls näherungsweise abbilden 

kann. Insoweit zeigen selbst die Modellierungen der Bundesanstalt für Wasserbau auf, dass 

die Strömungsgeschwindigkeiten abhängig vom Oberwasserzufluss und vom Tidegeschehen 

eine große Bandbreite aufweisen und durch bloße „Festsetzungen“ nicht hinreichend natur-

nah sicher abgebildet werden können. Zudem erscheint es aus Sicht der Verbände lebens-

fremd, dass minutenaktuell variierende Höchstgeschwindigkeiten von den Schiffsführern 

entsprechend minutenaktuell angepasst und eingehalten werden kann. 
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3. Neben diese Einwände tritt der weitere Einwand, dass die Höchstgeschwindigkeiten unter 

dem Vorbehalt der Sicherheitsanforderungen stehen und sich bei schwierigen Navigations-

verhältnissen das Erfordernis einer schnelleren Passage ergeben kann.  

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

Nebelsieck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 


